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Verkündet laut Protokoll
III_ Z 8^54

am 5° Dezember 1955 
Vogt, Justizobersekretär

Urkundsbeamter der Geschäftsstelle

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s
In dem Rechtsstreit

Wilhelm S
der Firma Dampfmo

in
Inhaber Kaufmann

Klägerinr Berufungsklägerin? 
Anschlußb erufungsb eklagt en 
und Revisionsklägerin,

- Prozeßbevollmäehtigters Rechtsanwalt Dr0 -

gegen
die Gemeinde-Westkirchen,. vertreten durch den Rat der 
Gemeinde,

- Prozeßbevollmächtigters Rechtsanwalt Dr* S H B P  ***

hat der III* Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 5- Dezember 1955 unter Mitwir­
kung der Bundesrichter Dr« Pagendarm, Rietschel» Dr» Weber, 
Dr„ Beyer und Dr, Hußla

für Recht erkanntt

Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil 
des 3» Zivilsenats des Oberlandesgerichts in Hamm 
(Westf.) vom 16* Februar 1954 aufgehoben* Die Sa­
che wird zur anderweiten Verhandlung und Entschei­
dung, auch über die Kosten der Revision» an das 
Berufungsgericht zurückverwiesen-

Beklagte, Berufungsbeklagte, 
Anschlußb erufungsklägerin 
und Revisionsbeklagte,

Von Rechts wegen
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Tatbestands

Am 2. Dezember 1952 fuhr die Ehefrau-des Inhabers der 
Klägerin mit dem PKW der Klägerin - Opel Kapitän - auf der 
Landstraße 1« Ordnung Nr» von nach U e ^ H P -

In der Ortschaft V e f l | | ^  bog sie von dieser Stras­
se in die rechtwinklig nach links abzweigende Landstraße 
lo. Ordnung Nr» 0 9  ein, die nach O p ^ H H ^  führt»- Im 
Umkreis der Abzweigung, die innerhalb der geschlossenen Ort­
schaft von Westkirchen liegt, soll Glatteis geherrscht haben. 
Auf der Straße war nicht- gestreut» Obwohl die Ehefrau St^ M  
nur höchstens 20 kVst gefahren sein will, geriet der PKW 
der Klägerin ins Rutschen und prallte auf der linken Seite 
der Landstraße Nr. P P  • gegen einen Baum*

Die Klägerin begehrt Ersatz eines Teils des ihr ent­
standenen Schadens, der sich nach ihren Angaben auf insge­
samt 3o*369>39 DM beläuft» Sie hat vorgetragen, der Unfall 
sei nur darauf zurückzuführen, daß auf der Fahrbahn an der' 
Unfallstelle njcht gestreut worden sei. Von dem Kraftwagen 
aus sei das Glatteis nicht zu erkennen gewesen. Die Kläge­
rin ist der Ansicht, daß die Beklagte nach dem Preussischen 
Wegereinigungsgesetz vom 1. Juli 1912 verpflichtet gewesen 
sei, an der Unfallstelle zu streuen. Diese Stelle sei näm­
lich besonders gefährlich» Einmal weise die Fahrbahn an der 
Unfallstelle eine starke Wölbung auf, zum anderen habe die 
Landstraße Nr» m in Richtung OflHPPPft ein für die dor­
tigen Verhältnisse starkes Gefälle> Es komme noch hinzu, 
daß die Abzweigung einen wesentlichen Verkehrsknotenpunkt 
bilde» Da die Vereisung bereits 36 Stunden vor dem Unfall 
entstanden sei, habe die Beklagte auch schuldhaft ihre 
Streupflicht versäumt»

Die Klägerin hat beantragt,
die Beklagte zur Zahlung von 2»000,— DM nebst 
4 io Zinsen seit dem 14. April 1953 zu verurteilen.
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Die Beklagte hat um Klagabweisung gebeten und ausge­
führt s Sie sei für Landstraßen L  Ordnung nicht Trägerin der 
Verkehrssicherungspflicht o Die Weg.ereinigungspflicht er­
strecke sich nur auf solche Wege, die überwiegend dem inne­
ren Verkehr der Ortschaft dienen; das-sei bei Durchgangs­
straßen wie der Landstraße Nr, •  nicht der Fall* Außer­
dem habe sie - die Beklagte - die ihr nach dem Wegereini­
gungsgesetz obliegende Wegereinigungspflicht durch Orts­
statut auf die Anlieger übertragen* Schließlich bestehe zur 
Sicherung des Kraftverkehrs ohnehin keine Streupflicht„ Die 
Ehefrau Stflp sei auch selbst schuld an dem Unfall; denn 
sie hätte die behauptete Vereisung erkennen müssen und sie 
sei zu schnell gefahren«

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen. Hiergegen 
hat die Klägerin Berufung eingelegt, der sich die Bekiag- 
.te angeschlossen hat mit dem Anträge, im Wege der Widerkla­
ge festzustellen, daß der Klägerin aus dem Unfall vom 2. De­
zember 1952 über den eingeklagten Betrag hinaus kein wei­
terer Anspruch zustehe0

Das Oberlandesgericht hat die Berufung .der. Klägerin 
zuruckgewiesen und der Anschlußberufung der Beklagten statt- 
gegeben« Hiergegen richtet sich die Revision der Klägerin, 
mit der sie ihren Klaganspruch weiter verfolgt und die Zu­
rückweisung der Anschlußberufung der Beklagten begehrt« Die 
Beklagte bittet um Zurückweisung der Revision*

Ent sch e i dungsgründ e $

I.
Gegen die Zulässigkeit der Revision und die Möglich­

keit der Nachprüfung des Berufungsurt'eils in vollem Umfange 
bestehen keine Bedenken.
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Das Berufungsgericht hat die Revision zugelassen «mit 
Rücksicht auf die grundsätzliche Bedeutung der Frage, wen 
in Gemeinden unter 6000 Einwohnern die Streupflicht für 
die Fahrbahnen trifft, in welchem Umfang sie in Fällen wie 
dem vorliegenden besteht und ob diese Streupflicht auf die 
Anlieger abgewälzt werden kamtf!* Zwar hat der Berufungs­
richter bezüglich der Fragen, ob für die Beklagte eine Streu­
pflicht auf Fahrbahnen besteht und diese Pflicht auf die 
Anlieger abgewälzt werden kann, einen der Klägerin günsti­
gen Standpunkt vertreten, so daß die Klägerin insoweit nicht 
beschwert ist«. Jedoch ist von ihm die weitere Frage, in wel­
chem Umfang die Streupflicht besteht, nicht eindeutig zu­
gunsten der Klägerin entschieden worden, vielmehr tatsäch­
lich offen geblieben«. Soweit das Berufungsgericht die Klage 
aus einem anderen Grunde, nämlich wegen angeblich mangeln­
den Verschuldens der Beklagten abgewiesen hat, ist ein an­
deres Ergebnis möglich (wie später gezeigt wird)«, Damit 
kann die grundsätzliche Frage des Umfangs der Streupflicht 
auf Fahrbahnen auf jeden Fall erheblich werden» Es besteht 
deshalb hier keine Möglichkeit, in Anlehnung an die Ent­
scheidungen des Bundesgerichtshofs in BGHZ 2, 596$ 7, 62 und 
in LM Kr 11 zu § 546 ZPO die Revision etwa für unzulässig 
zu erklären o.

Demnach ist entsprechend den in BGHZ 9? 357 entwickel­
ten Grundsätzen die Rachprüfung des Berufungsurteils in 
vollem Umfange zulässig»

II.

Das Berufungsgericht führt auss
Wenn auch grundsätzlich die Streupflicht Teil der all­

gemeinen Verkehrssicherungspflicht sei und bei Landstraßen 
1* Ordnung im allgemeinen der Provinzialverband (in ehe­
mals preussischen Gebieten) Trägerin dieser Verkehrssiche-
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rungspflicht sei, so gelte doch durch die Regelung des 
Preussischen Wegereinigungsgesetzes vom 10 Juli 1912 (PrGes 
S 1912, S 187) hier etwas anderes0 Durch § 3 dieses Geset­
zes sei nämlich die Pflicht zur «polizeimäßigen Reinigung« 
der Straßen, wezu nach der Vorschrift des § 1 Abs 1 aaO 
insbesondere die Schneeräumung und das Bestreuen mit ab- 
stumpfenden Stoffen gehören, für Öffentliche Wege, die über­
wiegend dem inneren Verkehr der Ortschaft dienen, den Gemein­
den auferlegt; ferner sei in § 1 Abs 4 aaO ausdrücklich be­
stimmt, daß - soweit die Pflicht zur "polizeilichen Reini­
gung" bestehe - die Pflicht des Wegebaupflichtigen zur Rein- 
haltung der Yfege au.s Verkehrsrücksichten nicht eintrete. Da 
nach der Rechtsprechung des Reichsgerichts und des Preus­
sischen Oberverwaltungsgerichts (RG in'JW 1937, 2331; PrOVGBd 
68, 318), der sich der Berufungsrichter anschließt, alle 
Öffentlichen Y/ege "innerhalb der geschlossenen Ortslage" als 
"überwiegend dem inneren Verkehr dienend" anzusehen seien? 
habe also grundsätzlich die Beklagte -die ausschließliche 
Streupflicht auf öffentlichen Wegen innerhalb ihrer geschlos­
senen Ortslage» Soweit die Beklagte meine - insbesondere un-iter Hinweis auf die Ausführungsänweisung vom 20* Juli 1912 
(PrlfiBl i»V* S 220), wonach das Preussische Yfegereinigungsge- 
setz keine Veranlassung gebe, im Interesse des Verkehrs von 
•Kraftfahrzeugen erhöhte Anforderungen hinsichtlich der po­
lizeimäßigen Reinigung der Wege zu stellen -«> das Reinigungs­
gesetz begründe überhaupt keine Streupflicht von Paarbahnen
zur Sicherung des Kraftfahrzeugverkehrs, sei diese Auffas-•
sung rechtsirrigo Im Hinblick auf die Entwicklung des Ver­
kehrs während der letzten 40 Jahre und den damit verbundenen 
Wandel in der Verkehrsanschauung und Rechtsprechung über 
die Pflichten hinsichtlich des Verkehrs müsse eine Streu­
pflicht gegen die Gefahren des Glatteises auf den Pahrdämmen 
an verkehrsreichen und gefährlichen Stellen jedenfalls dann 
bejaht werden, wenn sich der Fährverkehr auch bei Anwendung 
der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt nicht selbst helfen 
könne* Insoweit habe sich der Inhalt der Streupflicht seit 
dem Erlaß des Wegereinigungsgesetzes erweitert*
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Nun habe zwar - so legt der Berufungsrichieg. weiter 

dar - die Beklagte die ihr auferlegte Wegereinigungs- 
pflicht durch das Ortsstatut vom 2* Dezember 1912 wirksam 
auf die Straßenanlieger übertragene Jedoch sei - unter Be­
rücksichtigung dessen, daß nach § 5 Abs 3 des Wegereini­
gungsgesetzes eine "Überbürdung" der Anlieger und eine Über­
tragung solcher Leistungen, die nach den örtlichen Verhält­
nissen zweckmäßiger durch die Gemeinden bewirkt werden könn­
ten, nicht erfolgen solle - aus diesem örtsstatut nicht zu 
entnehmen, daß die Streupflicht auf der Fahrbahn auf die'  —wmwwm f  mm mm Ww» i—'Mi» mvmmrmmw"* —> mtmmrnwmm

Anlieger übertragen worden sei» Bas sei auch von den Be­
teiligten (der Beklagten, den Anliegern und'der Polizei) 
aus diesem Ortsstatut nicht gefolgert worden, zumal die ört­
liche Polizeiverordnung vom 1. April 1913 in ihrem § 9 von 
den reinigungspflichtigen Anliegern im Sinne des Ortssta­
tuts nur die Beseitigung einer durch Prost oder Schneefall 
herbeigeführten "Glatte des Bürgersteigs, wo ein solcher 
nicht vorhanden ist, des Weges" fordere, Bas Berufungsge­
richt legt somit das Ortsstatut dahin aus, daß die Streu­
pflicht auf der Pahrbahn den Anliegern nicht übertragen, 
sondern bei der beklagten Gemeinde verblieben ist.

Weiterhin stellt der Berufungsrichter fest, daß die 
Unfallstelle "innerhalb der geschlossenen Ortschaft" der 
Beklagten liegt» Er läßt jedoch dahingestellt,• ob die Un- . 
fallstelle als so verkehrsreich anzusehen sei, daß dort 
eiine Streupflicht auf der Pahrbahn in Betracht käme. Dies 
deshalb, weil der Berufungsrichter aus anderen Erwägungen 
die Klage für unbegründet hält. Wenn auch - so führt der 
Vorderrichter weiter aus - der Umfang der Vereisung und 
damit, der Gefährdung des Fährverkehrs sich nicht mit Si­
cherheit habe feststellen lassen, so müsse doch als bewie­
sen angesehen werden, daß sich an der Unfallstelle in grös­
serem Umfang Eis gebildet hatte, und insofern möge in der 
Tat an der Abzweigung, an der der Unfall sich ereignete, 
eine erhebliche Verkehrsgefährdung bestanden haben, die zum
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Streuen hätte Veranlassung gehen müssen. Das bloß objektive 
Bestehen einer Streupflicht und deren Verletzung vermöge aber' 
den Klaganspruch nicht zu begründen, vielmehr sei der Mach­
weis erforderlich, daß die Beklagte ihrer Streupflicht schuld­
haft nicht nachgekommen sei. Eine solche schuldhafte Verlet­
zung der Streupflicht könne aber - wie der Berufungsrichter 
alsdann im einzelnen darlegt - der Beklagten nicht nachge- 
wi-esen werden*

III.
, « »

1* Die Ansicht des ̂ Berufungsriohters, nach den Vorschrif­
ten des Preussischen y/egereinigungsgesetzes treffe aus­
schließlich die beklagte Gemeinde; eine Streupflicht für 
MÖffentliche Wege innerhalb ihrer geschlossenen Ortslage” 
und nicht, auch nicht daneben, den Provinzialverband, ist 
rechtlich bedenkenfrei,

2. Soweit das Berufungsgericht das Ortsstatut der Beklag­
ten vom 2. Dezember 1912 in Verbindung mit der örtlichen 
Polizeiverordnung vom 1. April 1913 dahin auslegt, daß diese 
erweiterte Streupflicht auf den Pahrbahnen der öffentlichen 
Wege innerhalb der geschlossenen Ortslage der Beklagten bei 
dieser selbst verblieben und nicht auf die Anlieger übertra- 
gen ist,/ istc-das Revisionsgericht hieran als nicht revisib­
les Recht gebunden (§§ 549 Abs 1, 562 ZPO). Daß die "Ver­
teilung” der Streupflicht auf verschiedene Pflichtenträger 
nicht gegen die revisible Norm des Preussischen Wegereini*- 
gungsgesetzes verstößt, ergibt sich eindeutig schon aus den 
Bestimmungen der §§ 4 und 5 Abs 3 des Preussischen Wegerei­
nigungsgesetzes, wonach die Gemeinden die Reinigungspflicht 
"ganz oder teilweise”, anderen übertragen können und solche 
Leistungen nicht übertragen werden sollen, die zweckmäßi- , 
ger durch die Gemeinde bewirkt werden können-



5* Was den Inhalt und Umfang der Streupflicht anlangt, so 
hat der erkennende Senat - gleichgültig, ob sich diese Streu­
pflicht aus der allgemeinen Verkehrssicherungspflicht oder 
aus der Pflicht zur «polizeimäßigen Reinigung« der Wege, 
die die Streupflicht einschließt, herleitet - bereits in 
seinem Urteil vom 24* April 1952 - III ZR 78 + 79/51-S 6-11 . 
(teilweise abgedruckt in NJW 1952, 1087 und VersR 1952, 287) 
entschieden, daß eine Gemeinde an einer gefährlichen, einen
nicht unerheblichen Verkehr aufweisenden Straßenstelle auch♦
die Fahrbahn zu bestreuen habe, und den dem Urteil beigege­
benen Leitsatz aufgestellt, daß bei Glatteis an verkehrs­
wichtigen und gefährlichen Stellen auch auf den Fahrdämmen 
zu streuen sei«, In seinem weiteren Urteil vom 24* März 1955 
- Ill ZR 192/53 - (LM Nr 18 zu § 825 /ßo/ BGB) hat der Se­
nat hinsichtlich der Verkehrssicherungspfiicht ausgeführt, 
daß sich deren Umfang grundsätzlich nach dem zu bemessen 
habe, was zur Sicherung desjenigen Verkehrs erforderlich 
sei, dem die Wegefläche gewidmet sei; das Maß der danach 
zu stellenden Anforderungen richte sich im einzelnen nach 
den Gegebenheiten des Falles, wobei vor allem auch die 
.Art und Wichtigkeit des Verkehrsweges und die Stärke des 
Verkehrs zu berücksichtigen seien; der gesteigerte Kraft- 
fahrzeugyerkehr erhöhe gerade auf den Durchgangs- und Haupt­
verkehrsstraßen einer Gemeinde die Anforderungen an die 
Sicherheit des Fahrweges; eine dadurch herbeigeführte Er­
weiterung des Umfanges der Verkehrssicherungspflicht (und 
der sich aus ihr ergebenden Streupflicht) liege im Begriff 
dieser Pflicht und werde von den für sie maßgeblichen Vor­
schriften des § 825 BGB umschlossen*

Was im letztgenannten Urteil für den Inhalt und Umfang 
der Streupflicht, soweit sie sich aus der allgemeinen Ver­
kehrs sic he rungspflicht ableitet, ausgeführt ist, gilt in 
gleicher Weise auch für die Streupflicht, die ihren Grund 
in der Pflicht zur «polizeimäßigen Reinigung" der V/ege hat, 
wie sie in § 1 des Preussischen Wegereinigungsgesetzes nor-
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miert ist und die das Streuen mit abstumpfenden Stoffen aus­
drücklich als Teil der Reinigungspflicht bezeichnet« Denn 
diese "polizeimäßige Reinigung” ist eine weitergehende und 
umfassendere lediglich insofern, als sie nicht nur aus Ver­
kehr srücksichten und zum Zwecke der Aufrechterhaltung der 
Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs erfolgt, sondern 
auch den weitergehenden allgemeinen polizeilichen Anforde­
rungen (z.B. ordnungs- und gesundheitspolizeilicher Art) 
Rechnung,.trägt (vgl Germershausen, Y/egerecht 4.Aufl 193.2 - 
1953 S 57| Hecht-Hellich, Gjes über die Reinigung öffentli­
cher Wege 2*Aufl 1930 - 1954 S 24; PrOVG Band 99, 116 /T2Ö/) 
Soweit aus der*;Reinigungspflicht die Streupflicht fließt, 
ist diese also-..ihrem sachlichen Gehalt und Umfang nach 
nicht verschieden, insbesondere nicht geringer oder enger 
als die lediglich der Sicherheit des Verkehrs dienende 
Streupflicht aus der allgemeinen V.erkehrssicherungspflicht 
(vgl auch ürteil.e des Senats vom 24. April 1952 aaO und 
v.om 15 o Juni 1954 - III ZR 119/53 - S 4).

Wenn also das Oberlandesgericht mit Rücksicht auf die 
Bedürfnisse des die Verkehrsvei'hältnisse auf den Öffentli­
chen Straßen seit dem Erlaß des Preussischen Wegereinigungs­
gesetzes geradezu umwälzenden Kr§tftfahrzeugverkehrs ange­
nommen hat, daß eine ^Weiterung der Streupflicht, die sich 
aus § 1 des Yfegereinigungsgesetzes ergibt, eingetreten ist, 
so steht diese Auffassung im Einklang mit den Erkenntnissen 
des Senats.

4* Mit Recht wendet sich die Revision 3edoch gegen die 
Ausführungen des Vorderrichters, mit denen er eine schuldhaf 
te Verletzung der Streupflicht durch die Beklagte verneint 
hat« Hier hat der Berufungsrichter offenbar übersehen, daß. 
das Wegereinigungsgesetz mit der in ihm für die Beklagte 
normierten und bei ihr verbliebenen Streupflicht auf Pahr- 
bahnen ein Schutzgesetz im Sinne des § 823 Abs 2 BGB ist 
(vgl RG in JW 1928, 1046; RGZ 113» 293; Urteil des Senats
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vom 24. April 1952 - III ZR 79 +• 79/51 - Sil), und de shall) 
Klagegrundlage fUr den hier geltend gemachten Schadens­
ersatzanspruch in erster Linie die Bestimmung des § 823 Abs 2 
BGB ist«

Biese Rechtslage hat der Berufungsrichter schon bei 
dem Ausgangspunkt seiner Erwägungen zur Verschuldensfrage 
verkannt, wenn er ersichtlich auf den von der Klägerin zu 
führenden Rachweis eines Versehuldens der Beklagten absteilt» 
Pür § 823 Abs 2 BGB gilt vielmehr folgendes? Da der Tatbe­
stand der unerlaubten Handlung nach § 823 Abs 2 BGB mit 
dem Verstoß gegen das Schutzgesetz erfüllt ist, kann das 
Verschulden sich auch nur auf diesen Verstoß selbst be­
ziehen; es kommt lediglich darauf an, ob der Täter unter 
Außerachtlassung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt die 
gesetzlich gebotene Handlung unterlassen, also schuldhaft 
gesetzwidrig gehandelt hat (vgl RGRK 10.AufI § 823 Bern 16 
und die dort angeführte Rechtsprechung des Reichsgerichts)»
Das Verschulden besteht darin, daß der Täter sich des Ver­
stoßes gegen das Schutzgesetz bewußt ist oder bei gehöriger 
Sorgfalt bewußt werden konnte»

In diesem Zusammenhang kommt zunächst dem Umstand Be­
deutung zu, daß die Beklagte stets c*. auch noch im vorliegen­
den Rechtsstreit - in Abrede gestellt hat, daß ihr die ge­
setzliche Pflicht obliege, innerhalb ihrer geschlossenen 
Ortslage bei Glätte auf der Pahrbahn der Straße zu streuen»
Die Beklagte will sich mit diesem Vortrag darauf berufen, 
sie habe aus Unkenntnis des Umstandes, daß das Wegereinigungs- 
gesetz ihr die Pflicht zur Beseitigung jener Straßenglätte 
auf erlege, keine Vorkehrungen zur Beseitigung der Straßen­
glätte getroffen. Die Unkenntnis des Schutzgesetzes schließt 
ein Verschulden des nach dem Schutzgesetz Handlungspflichti­
gen nicht grundsätzlich aus. Konnte der Täter sich bei ge­
höriger Sorgfalt der Verletzung des Schutzgesetzes bewußt 
werden, so handelte er schuldhaft, wenn er es an dieser Sorg­
falt fehlen ließ. Unkenntnis oder Irrtum über Bestehen, In-
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halt und Umfang eines Schutsgesetzes und der sich daraus 
ergehenden Pflichten entschuldigen nicht, wenn sie auf 
Außerachtlassung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt 
beruhen, insbesondere wenn der Täfer es fahrlässigerweise 
unterlassen hat, sich über Bestehen,. Inhalt und Umfang des 
Schutzgesetzes zu unterrichten (vgl RGR K§ram aaO und die 
dort angeführte Hechtsprechung des Reichsgerichts)- Inso­
weit sind gerade bei einem öffentlichrechtlichen Pflichten­
träger grundsätzlich strenge Anforderungen an die im Ver­
mehr erforderliche Sorgfalt zu stellen,, besonders wenn es 
sich um den Irrtum über Bestehen, Inhalt und Umfang einer 
gesetzlichen Bestimmung handelt (vgl auch HU in JW 1907,
251 Hr 12; 1910, 1005 Nr 12). Bei dieser Prüfung des Ver­
schuldens kann im vorliegenden Palle von Bedeutung sein,, 
daß nach der seit langem feststehenden Hechtsprechung des 
Reichsgerichts und der des Preussischen Oberverwaltungs­
gerichts (RU in JW 1957, 2551? PrOVG Band 68, 318) die Eei- 
nigungspflicht sich auf "alle öffentlichen Wege innerhalb 
der geschlossenen Ortslage der Gemeinde" erstreckt. Weiter­
hin kann erheblich sein, daß die Erkenntnis, bei Glatteis 
bestehe eine Streupflicht auch für Pahrbahnen mindestens 
an verkehrswichtigen und gefährlichen Stellen bereits seit 
langer Seit weitverbreitet und überwiegend anerkannt ist, 
wie insbesondere die Rechtsprechung, auch der unteren Ge­
richte zeigt (vgl die Zusammenstellungen bei Marschall, 
Bundesfemstraßengesetz 1954- S 72/74, in 1954 81/2 und 
im Urteil des erkennenden Senats vom 24 ..April 1952 - III 
ZR 78 +- 79/51 - in NJW 1952, 1087). Schließlich wird, was 
die Übertragung der Streupflicht von der Gemeinde auf die 
Anlieger anbelangt, zu beachten sein, daß diese Pflicht 
schon in der örtlichen Polizeiverordnung voml.. April 1913 
für die Anlieger grundsätzlich auf_den_Bürgersteig beschränkt 
worden ist.

Unter.dem Gesichtspunkt, ob die von der Beklagten be­
hauptete Unkenntnis über Bestehen, Inhalt und Umfang des



Schutzgesetzes und der sich daraus ergebenden Streupflicht 
der Beklagten zum Verschulden gereicht, hat das Berufungs­
gericht den Sachverhalt bisher nicht gewürdigte Es hat da­
her insoweit auch keine Feststellungen getroffen* Hat die 
Beklagte über Bestehen, Inhalt und Umfang des Schutzgesetzes 
und der sich daraus ergebenden Streupflicht nicht schuldhaft 
geirrt, so ist die Klage abzuweisen,, Für den Fall, daß die 
Beklagte insoweit ein Verschulden trifft, so steht damit die 
Haftung der Beklagten jedoch noch nicht ohne weiteres fest« 
vielmehr gilt alsdann folgendess

Bei einem Streupflichtigen, der Bestehen, Inhalt und 
Umfang des seine Streupflicht begründenden Schutzgesetzes 
kennt, rechtfertigt die in ihrem äußeren Tatbestand gege­
bene Verletzung des Söhütägesetzes über die Streupflicht 
z.tu n ä c h s t  (fMt die erste Betrachtung) auch die Folge*r- 
rung, daß die Unterlassung gehörigen Streuens auf einem Ver­
schulden des Trägers dar Streupflicht beruht* Es ist Sache 
des 'Streupflichtigen, deh Widerlegungsbeweis zu führen, daß 
er dasjenige getan habe, was geeignet gewesen sei, die Aus­
führungen des Schutzgesetzes zu sichefn, oder welche beson­
deren Umstände ihn von dem Vorwurf eines für den Unfall ur­
sächlichen Verschuldens entlasten (vgl RGZ li3, 293 Z^94/57 
und die weitere dort angeführte Rechtsprechung des Reichsge­
richts) * Auch dem Streupflichtigen, der Bestehen, Inhalt und 
Umfang des seine Streupflicht begründenden Schutzgesetzes 
schuldhaft nicht erkennt, ist ein derartiger Widerlegungs­
beweis nicht grundsätzlich verschlossen*

Allerdings mag es zweifelhaft sein, ob dieser Streu-v 
pflichtige sich wie ein in Kenntnis des Schutzgesetzes und 
der sich daraus ergebenden Streupflicht tätig gewordener 
Streupflichtiger durch den Nachweis entlasten kann, er habe 
dasjenige getan, was geeignet gewesen sei, die Ausführung 
des Schutzgesetzes zu sichern* Denn wenn er sich in (schuld­
hafter) Unkenntnis des Schutzgesetzes und der sich daraus er­
gebenden Streupflicht befand, wird sich in der Regel nicht 
feststellen lassen, er hätte auch bei Kenntnis des Schutzge-
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setzes und der sich daraus ergehenden Streupflicht nicht 
mehr getan, als er in Unkenntnis seiner Verpflichtungen ge­
tan hat. Dieser Frage braucht jedoch im vorliegenden Fall 
nicht weiter nachgegangen zu Werdens Die Beklagte jeden­
falls kann einen derartigen Beweis schon deshalb nicht er­
bringen, weil der Tatrichter festgestellt hat, daß die Beklag 
te Maßnahmen zur Erfüllung ihrer gesetzlichen Streupflicht 
auf den Fahrbahnen innerhalb ihrer geschlossenen Ortslage 
überhaupt nicht getroffen und deshalb auch niemals geprüft 
hat, ob die Straßen ihrer geschlossenen Ortslage glatt waren 
und deshalb ein Streuen notwendig machten«. Eine regelmäßige 
Überprüfung auf das Vorhandensein von Glätte wäre aber die 
unbedingt erforderliche Mindestpflicht eines Streupflich­
tigen geweseh, der seine Streupflicht kannte.

Darüber, hinaus kann aber der in (schuldhafter) Unkennt­
nis des Schutzgesetzes und der sich daraus ergebenden Streu­
pflicht untätig gebliebene Streüpflichtige geradeso wie der 
Streupflichtige, der trotz Kenntnis des Schutzgesetzes und 
der sich daraus ergebenden Streupflicht nicht oder nicht aus­
reichend tätig geworden ist, den Widerlegungsbeweis dadurch 
führen, daß er dartut und gegebenenfalls beweist, welche be­
sonderen Umstände ihn von dem Vorwurf eines für den Unfall 
u r s ä c h l i c h e n  Verschuldens entlasten. Da im vor­
liegenden Fall die Beklagte niemals eine Prüfung vorgenom­
men hat, ob die Straßenglätte ein Streuen erforderlich mach- 
’*te, kann bei der Prüfung, welche besonderen Umstände sie von 
dem Vorwurf eines^ür den Unfall u r s ä c h l i c h e n  
Verschuldens entlasten» nicht von konkreten durch sie ge­
schaffenen verwaltungsmäßigen Vorkehrungen zur Erfüllung 
der Streupflicht ausgegangen werden. Vielmehr müßte die Be­
klagte zur Abwendung ihrer Ersatzpflicht darlegen und gege­
benenfalls nachweisen* daß der Unfall des Wagens (der Kläge­
rin auch bei allen nur denkbaren, zur Erfüllung der Streu*-., 
pflicht geeigneten verwaltungsmäßigen Vorkehrungen eingetre­
ten wäre. Das ist aber bisher in ausreichender W'eise weder 
von der Beklagten vorgetragen noch vom Tatrichter festge­
stellt worden*
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Nach alledem kann das angefochtene klageabweisende 

Urteil mit der vom Berufungsgericht gegebenen Begründung, 
soweit ein Verschulden der Beklagten verneint worden ist, 
nicht aufrecht erhalten werden* Mit Rücksicht darauf, daß 
in den Vorinstanzen die Parteien zur Präge des Verschuldens 
der Beklagten nach § 823 Abs 2 BGB bisher nicht ausdrücklich 
Stellung genommen haben, auch das Berufungsgericht Erörte- 
rungen der dargelegten Art nicht angestellt hat, ist es dem 
Revisionsgericht nicht möglich, jetzt schon die Verschuldens­
frage selbständig und abschließend zu entscheiden. In die­
sem Zusammenhang mag noch erwähnt werden, daß auch die Bauer 
der Vereis.|Uhgi0 einer Straße für die Präge des Verschuldens 
des Streupflichtigen im Palle des Unterlassens des Streuens 
eine bedeutsame Rolle spielt; insoweit hat die Klägerin 
behauptet, daß die Vereisung, die der Vorderrichter jeden­
falls für die Unfallsteile bedenkenfrei festgesteilt hat, 
an der Unfall st eile schon 11/2 Tage bestanden habe, ohne 
daß jedoch hierüber tatrichterliche PestStellungen getrof­
fen wären*

5c Auf der anderen Seite ist dem Revisionsgericht die 
Aufrechterhaltung des Berufungsurteils im Sinne einer Klage­
abweisung aus anderen Rechtsgründen bei dem bisher festge­
stellten Sachverhalt ebenfalls nicht möglich?

t

Ber Berufungsrichter hat wegen seiner rechtsirrtümli­
chen Verneinung eines Schuldvorwurfs gegenüber der Beklag­
ten die für eine mögliche Klageabweisung erhebliche Präge, 
ob die Abzweigung, in deren Nähe sich der Unfall des Wagens 
der Klägerin ereignete, überhaupt eine solche "verkehrswich- 
tigeH Stelle ist, die eine Streupflicht bei Glatteis auslöst, 
nicht entschieden; er hat auch eine Mverkehrsgefährdende” 
Situation an der Unfallstelle letzten Endes nur unterstellt.
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Hinsichtlich des Inhalts und Umfangs der Streupflicht 
hei Glatteis hält der erkennende Senat an seiner Rechtspre­
chung fest, daß eine Gemeinde auch zur Sicherung des Fährver­
kehrs an verkehrswichtigen und gefährlichen Stellen der 
öffentlichen Wege in ihi*er geschlossenen Ortslage hei Glatt­
eis zu streuen hat, wobei das Maß der zu stellenden Anfor­
derungen sich nach den Gegebenheiten des Falles richtet und 
insbesondere die Art und Wichtigkeit des Verkehrsweges so­
wie die Stärke des Verkehrs (vgl EM Nr 18 zu § 823 
BGB), aber auch die etwäigen Besonderheiten der Fahrbahn 
zu berücksichtigen sind* Dabei erfordert der ständig zu-

.% v * ~nehmende Umfang und die überragende Bedeutung des Kraft­
fahrzeugverkehrs grundsätzlich einen strengen Maßstab für*
Durchgangs- oder Hauptverkehrsstraßen innerhalb einer Ge­
meinde, da hier an den Kreuzungen, Einmündungen anderer 
Straßen, abschüssigen Stellen, Kurven, stark .gewölbten 
Fahrbahnen usw* naturgemäß leicht Gefahrenquellen für den 
Kraftfahrzeugverkehr gerade bei Glatteis entstehen, die 
zu beseitigen oder zu mindern. Sinn und Zweck der Streu­
pflicht sind* Die Gesichtspunkte, aus denen in der frü- 
.heren Rechtsprechung bei kleineren Gemeinden eine Streu­
pflicht eingeschränkt worden ist (vgl z,B, RG in Seuff 
Arch 65 Nr 211, Nr 202 und in JW 1913, 859 £561/ Nr 5)» 
besagen letzten Endes nichts anderes, als daß - wie auch 
vom. Bundesgerichtshof ausgesprochen ist - die Gegeben­
heiten des einzelnen Falles zu berücksichtigen sind* Daß 
heute aber auch in kleineren Gemeinden, durch die insbe­
sondere Durchgangs- oder Hauptverkehrsstraßen führen* die 
Bedürfnisse des allgemein gesteigerten Kraftfahrzeugver­
kehrs, der sich auch in den kleinen Gemeinden entspre­
chend auswirkt, zu berücksichtigen sind, kann nicht zwei­
felhaft sein*
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/fr* Ob in Anwendung dieser Grundsätze, die Abzweigung 
oder Kreuzung der beiden Landstraßen !• Ordnung im Orts­
bereich der Beklagten, auf der oder in deren Nähe Y'\% 
der Unfall sich ereignete, eine Stelle ist, die bei 
Glatteis eine Streupflicht der Beklagten auslöst oder 
nicht, kann der erkennende Senat als Hevisionsgericht 
mangels ausreichender Feststellungen des Tatrichters 
nicht abschließend entscheiden. Deshalb ist ihm in der 
derzeitigen Lage des Hechtsstreits auch eine Klageab­
weisung wegen NichtbeStehens einer Streupflicht an der 
Unfallstelle nicht möglich.

6* Somit ist das Berufungsurteil aufzuMben und die 
Sache zur anderweiten Verhandlung und Entscheidung an 
das Berufungsgericht zurUckzuverweisen,

Hierbei wird sich der ü&atrichter, falls er die 
Voraussetzungen des § 823 Abs 2 BGB als erfüllt an­
sieht, außer mit dem von der Beklagten erhobenen Vor­
wurf des Mitverschuldens der Fahrerin auch mit der Frage 
einer möglichen Mithaftung der Klägerin unter dem Ge­
sichtspunkt der von dem Kraftfahrzeug ausgehenden Be­
trieb sgefahr und der durch sie begründeten Gefährdung^- 
haftung (§7 KfzG) auseinanderzusetzen haben. Denn der 
Halter eines Kraftfahrzeugs hat sich seine Haftung nach 
§ 7 KfzG auch dann entgegenhalten zu lassen, wenn der 
Schädiger ausschließlich auf Grund Verschuldens haftet- 
(vgl IM Nr 18 zu § 823 JJcJ BGB)«.
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Y/egen der ZurUckverweisung der Sache an das Beru­
fungsgericht war diesem auch die Entscheidung über die 
Kosten der Revision vorzubehalten.

Br.Pagendarm Rietschel Br*Weber
Br-Beyer Br.Hußla
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